
GERICHT FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST DER
EUROPÄISCHEN UNION

Klage, eingereicht am 24. Dezember 2007 — Iordanova/
Kommission

(Rechtssache F-53/07)

(2008/C 107/76)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Ivanka Iordanova (Varna, Bulgarien) (Prozessbevoll-
mächtigter: Rechtsanwalt G. Kerelov)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits

Aufhebung der Entscheidung des Prüfungsausschusses für das
Auswahlverfahren EPSO/AST/14/06 vom 13. April 2007, die
Klägerin nicht zu diesem Auswahlverfahren zuzulassen, und
Antrag auf Ersatz des materiellen und immateriellen Schadens.

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— die Entscheidung des Prüfungsausschusses für das Auswahl-
verfahren EPSO/AST/14/06 vom 13. April 2007 aufzuhe-
ben, die Klägerin nicht zu diesem Auswahlverfahren zuzulas-
sen;

— der Beklagten aufzugeben, an sie Schadensersatz, der nach
Billigkeitsgrundsätzen auf 28 718 Euro festgelegt wird, für
den materiellen und immateriellen Schaden, der ihr aufgrund
der rechtswidrigen Entscheidung des Prüfungsausschusses
entstanden ist, zuzüglich Zinsen ab dem Zeitpunkt des Ein-
gangs der Klage zu zahlen;

— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften die Kos-
ten aufzuerlegen.

Klage, eingereicht am 30. November 2007 — Strack/
Kommission

(Rechtssache F-132/07)

(2008/C 107/77)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Kläger: Guido Strack (Köln, Deutschland) (Prozessbevollmäch-
tigter: H. Tettenborn, Rechtsanwalt)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Gegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits

Aufhebung der Entscheidung der Kommission vom 23. Juli
2007 sowie der jene ergänzenden stillschweigenden Entschei-
dungen vom 9. August 2007 und 11. September 2007 und der
Entscheidung vom 9. November 2007 insoweit, als diese die
Anträge des Klägers vom 9. April 2007, 11. Mai 2007 und
11. Oktober 2007 auf Genehmigung zur Veröffentlichung von
Dokumenten (unter allen rechtlichen Gesichtspunkten, insbeson-
dere Artikel 17, 17a, 19 und 24 des Beamtenstatuts sowie
etwaigen urheberrechtlichen und datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen) und zur Erstattung von Strafanzeigen gegen (Ex-) Kom-
missare und Kommissionsbeamte ablehnen, und Schadenersatz
in Höhe von mindestens 10 000 Euro.

Anträge

— die Entscheidung der Kommission vom 23. Juli 2007 sowie
die jene ergänzenden stillschweigenden Entscheidungen vom
9. August 2007 und 11. September 2007 und die Entschei-
dung vom 9. November 2007 insoweit aufzuheben, als diese
die Anträge des Klägers vom 9. April 2007, 11. Mai 2007
und 11. Oktober 2007 auf Genehmigung zur Veröffentli-
chung von Dokumenten (unter allen rechtlichen Gesichts-
punkten, insbesondere Artikel 17, 17a, 19 und 24 des
Beamtenstatuts sowie etwaigen urheberrechtlichen und
datenschutzrechtlichen Bestimmungen) und zur Erstattung
von Strafanzeigen gegen (Ex-)Kommissare und Kommis-
sionsbeamte ablehnen;

— die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger Schadenersatz in
Höhe von mindestens 10 000 Euro, für den durch die auf-
zuhebenden Entscheidungen entstandenen immateriellen
Gesundheits- und moralischen Schaden des Klägers, zu zah-
len;

— der Europäischen Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Klage, eingereicht am 26. Februar 2008 — Bennet u. a./
HABM

(Rechtssache F-19/08)

(2008/C 107/78)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Kelly-Marie Bennet (Mutxamel, Spanien) u. a. (Prozessbe-
vollmächtigter: Rechtsanwalt G. Vandersanden)
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